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Herrn Bürgermeister


als örtliche Ordnungsbehörde -


Behördenstr. 00





0000 Behördenstadt


08. Dezember 2003


verwalt/Rückforderung-doc.


�Vorab per Fax:  000 - 000


[Ihre Zeichen/Ihre Nachricht vom]	[Mein Zeichen/Meine Nachricht vom]	Telefon


	Hundehaltung	


Rückforderung von Kosten im Zusammenhang mit Hundehalteerlaubnis (Hessen) – Wiederaufgreifen des Verfahrens (§ 51 Hess VwVfG)


Sehr geehrter Herr Bürgermeister,


bekanntlich bin ich Eigentümer und Halter eines Hundes der Rasse ......, die in Hessen „gelistet“ ist.





Im Hinblick auf eine neue Entscheidung des VGH Kassel v. 04.08.2004 - 5 UE 680/04 – beantrage ich:





Das Wiederaufgreifen des Verfahrens gem. § 51 Hess VwVfG wegen des Kostenbescheides im Zusammenhang mit Ihrer Halteerlaubnis vom ...., gestützt auf die GefahrenabwehrVO gefährliche Hunde vom 15.08.2000 (GVBl. S. S. 411 ff.) in Höhe von ..... €.


Hilfsweise: Den soweit er 25 DM übersteigt rechtswidrigen Gebührenbescheid nach § 48 Abs. 1 Hess VwVfG mit Wirkung für die Vergangenheit aufzuheben und den überschießenden Betrag an mich zurückzuzahlen.





Der VGH Kassel hat mit der o.g. Entscheidung einen Kostenbescheid der Stadt Darmstadt insoweit aufgehoben, als er einen Betrag in Höhe von 12,78 € (= 25,-- DM) überstieg.





Zur Begründung führt der VGH Kassel an, dass während der GefahrenabwehrVO gefährliche Hunde v. 15.08.2000 eine entsprechende Kostenordnung für diesen Bereich (Halteerlaubnis) nicht erlassen worden sei (bis zum 20.08.2001, vgl. unten).


In einem – verwaltungsinternen – Durchführungserlass des Hessischen Ministeriums des Inneren und für Sport vom 24.08.2000 befindet sich der Hinweis an alle Ordnungsbehörden, dass für die Gebührenerhebung im Erlaubnisverfahren § 2 Abs. 2 Hess VwKostG in der Weise anzuwenden sei, dass nach dem Mindestsatz der dort vorgegebenen Rahmengebühr abzurechnen sei. Dieser Mindestsatz habe seinerzeit 25,-- DM (= 12,78 €) betragen. Die Forderung einer höheren Gebühr sei konsequenterweise rechtswidrig gewesen, da diese ermessensbindende Verwaltungsvorschrift zu Ungunsten des Klägers außer Acht gelassen wurde (vgl. auch VGH Mannheim v. 16.06.1998 – 2 S 1806/96, NVwZ 1999, 547).





Auf die spätere Verwaltungskostenordnung für den Geschäftsbereich des Ministeriums des Inneren und für Sport vom 20.08.2001 (GVBl. I., S. 342) mit dem dazu ergangenen Verwaltungskostenverzeichnis – hier Nr. 461 – durfte der Gebührenbescheid nicht gestützt werden.





Nach dem Urteil steht auch fest, dass es Gemeinden gab (z.B. Stadt Kaufungen), die tatsächlich nur die Mindestgebühr von 25 DM gefordert haben.





Da Ihr Gebührenbescheid für die Halteerlaubnis in den Zeitraum vom 15.08.2000 bis zum 20.08.2001 fällt und Sie damals eine höhere Gebühr als 25 DM gefordert haben, greift das o.g. Urteil vorliegend. Ich gehe davon aus, dass Sie die obergerichtliche Rechtsprechung befolgen werden.





Ich fordere Sie auf, den gezahlten Betrag, der 25 DM (= 12,78 €) übersteigt, bis spätestens zum ....2004 auf mein nachfolgendes Konto zu überweisen:





Kontoinhaber:


Bank:


Bankleitzahl


Konto-Nr.:





Ich halte es für eine rechtsstaatliche Selbstverständlichkeit, dass der Staat und seine Organe dem Bürger rechtswidrig zugefügte Nachteile und Vermögenseinbußen ausgleichen, insbesondere, wenn die Rechtswidrigkeit obergerichtlich bestätigt wurde.





Sollte innerhalb der vorgenannten Frist kein Zahlungseingang zu verzeichnen sein und ich von Ihnen keine Nachricht erhalten, behalte ich mir vor, meine Ansprüche mit gerichtlicher Hilfe weiter zu verfolgen.





Rückfragen richten Sie bitte ausschließlich schriftlich an mich.





Mit freundlichen Grüßen


Thomas Mustermann





Kopie: -


Anlage: -


�PAGE  �2�


T. Mustermann: HundeHaltung - Kostenrückforderung











